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TEXTLICHER TEIL 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen und baurecht-
lichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch bezeichneten 
Art enthalten, außer Kraft. 
 
In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt: 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO) 

1.1 SOGQ – Sonstiges Sondergebiet: Generationenquartier (§ 11 BauNVO) 

Das sonstige Sondergebiet Generationenquartier dient der Unterbringung eines Nut-
zungsmixes aus Kindergarten, Wohnen (z.B. Junges / Betreutes / Pflegenahes Wohnen) 
sowie Altenpflege. 

Zulässig sind folgende Nutzungen: 

- Anlagen zur Kinderbetreuung, 
- Wohngebäude (z.B. für Junges / Betreutes / Pflegenahes Wohnen), 
- Wohn- und Pflegeheime einschließlich zugeordneter medizinischer, therapeuti-

scher, betriebstechnischer Ergänzungs- und Nebeneinrichtungen sowie Cafeteria. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO) 

2.1 GRZ - Grundflächenzahl 

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß entsprechend Planeintrag. 

2.3 Höhenlage der baulichen Anlagen 

Die Höhenlage von Gebäuden wird durch Erdgeschossfußbodenhöhen (EFH) entspre-
chend Planeintrag festgesetzt. Abweichungen hiervon sind bis zu 0,5 m zulässig. Die Erd-
geschossfußbodenhöhe ist an der Oberkante Fertigfußboden zu messen. 
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2.4 Höhe der baulichen Anlagen 

Die max. Höhen baulicher Anlagen ergeben sich aus ihrer zeichnerischen Festsetzung. 
Dabei bedeutet: GHmax=maximal zulässige Gebäudehöhe in Metern. 

Die Gebäudehöhe ist lotrecht über der festgesetzten Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) 
bis zur Oberkante Attika zu messen.  

beispielhafte Skizze: 

 
Eine Überschreitung der maximal zulässigen Gebäudehöhe um 1,5 m ist mit unterge-
ordneten technischen Einrichtungen und Aufbauten wie Aufzugschächten, Dachbelich-
tungen, Klimatisierungs- oder Belüftungsanlagen auf maximal 5 % der Dachfläche 
zulässig. Ein Abstand von 1,0 m zum Dachrand ist einzuhalten. 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen und Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO) 

3.1 Bauweise 

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet: 

o = offene Bauweise 

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen 
entsprechend Planeintrag. 

Ein Überschreiten der Baugrenzen mit untergeordneten Gebäudeteilen wie Gesimse, 
Dachvorsprünge, Eingangs- und Terrassenüberdachungen und Vorbauten wie Erker, 



Stadt Lauffen am Neckar – Gemarkung Lauffen 
Bebauungsplan „Generationenquartier Bismarckstraße“ 
 

Textlicher Teil – Satzung Seite 4  

Balkone, Tür- und Fenstervorbauten, Wintergärten ist entsprechend den Regelungen des 
§ 5 Abs. 6 LBO zulässig. 

Ausnahmsweise sind nach § 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO am östlichen Baufenster im Son-
dergebiet SOGQ Überschreitungen der Baugrenzen in allen Vollgeschossen durch Flucht-
treppen bis zu 2,50 m zulässig. 

4. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO) 

4.1 Stellplätze 

Stellplätze sind innerhalb der der überbaubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig. 
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellplätze nur in den dafür fest-
gesetzten Flächen zulässig. 

4.2 Garagen 

Garagen sowie überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen allgemein zulässig. 

4.3 Nebenanlagen 

Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO sind in Form von Gebäuden nur in den gemäß 
Planeintrag dafür festgesetzten Flächen zulässig. Sonstige Nebenanlagen nach § 14 
Abs 1 BauNVO sind innerhalb sowie außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

5. Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflä-
chen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

5.1 Zu- und Ausfahrtsverbote 

In den Bereichen ohne Ein- und Ausfahrt entsprechend Planeintrag sind Grundstückszu-
fahrten unzulässig. 

6. Versorgungsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

6.1 Elektrizität: Standort für Transformatorenstation 

Gemäß Planeintrag wird zur Sicherung der Stromversorgung der Standort für eine Trans-
formatorenstation festgesetzt. 



Stadt Lauffen am Neckar – Gemarkung Lauffen 
Bebauungsplan „Generationenquartier Bismarckstraße“ 
 

Textlicher Teil – Satzung Seite 5  

7. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB) 

7.1 Oberflächenbefestigung 

Pkw-Stellplätze, Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und 
Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. Rasen-
gittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä.). Der Un-
terbau ist auf den Belag abzustimmen. 

7.2 Beschichtung metallischer Dach- und Fassadenmaterialien 

Bei der Verwendung von metallischen Dacheindeckungen oder Fassadenverkleidungen 
ist zur Vermeidung von Schwermetalleinträgen in das Grundwasser eine verwitterungs-
feste Beschichtung zwingend. 

7.3 Beleuchtung des Gebiets 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Straßen- und Wegbeleuchtung mit insek-
tenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es 
sind Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streu-
licht erzeugen.  

Die Außenbeleuchtung ist auf das unbedingte erforderliche Mindestmaß zu beschränken. 
Private Dauerbeleuchtungen sind unzulässig. 

7.4 Ausschluss von Schottergärten und -schüttungen 

Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schottergärten oder -schüttungen sind auf den Baugrund-
stücksflächen unzulässig. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind darüber hinaus, 
soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden, mit 
offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. Was-
serdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage 
von dauerhaft mit wassergefüllten Gartenteichen zulässig. 

7.5 Dachbegrünung 

Auf flachen und flach geneigten Dächern bis 5° ist eine mindestens extensive Dachbe-
grünung (ca. 8 cm Substratstärke) aufzubringen. Die Maßnahme ist mit Fertigstellung der 
baulichen Anlagen auszuführen. 

Auf eine Dachbegrünung kann verzichtet werden, wenn die Dachfläche nachweislich zur 
Nutzung von Sonnenenergie mit Errichtung von Solarkollektoren und Photovoltaikanla-
gen verwendet wird. 
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8. Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

8.1 Pflanzgebot Einzelbäume 

Entsprechend Planeintrag ist ein mittelkroniger gebietsheimischer Laubbaum zu pflan-
zen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Bäume sollen bei ihrer 
Pflanzung als Hochstämme einen Stammumfang von 14-16 cm haben.  

Abweichungen von festgesetzten Baumstandorten sind um bis zu 5,0 m zulässig. 

Die Pflanzungen sind innerhalb eines Jahres nach Baufertigstellung zu vollziehen. 

8.2 Pflanzbindung Einzelbäume 

Die mit einem Erhaltungsgebot belegten Einzelbäume im südöstlichen Bereich sind zu 
erhalten und bei Abgang durch gleichwertige zu ersetzen. 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachform und Dachneigung 

Es sind Flachdächer mit Dachneigungen von 0-5° zulässig. 

1.2 Dachdeckung 

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind mit Ausnahme 
von Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen unzulässig. 

Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 5° sind zu begrünen (s. 6.5) 

1.3 Fassaden 

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind mit Ausnahme 
von Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen unzulässig. 

2. Werbeanlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Sich bewegende Werbeanlagen sowie Lichtwerbungen mit Lauf-, Wechsel- und Blinklicht 
sind unzulässig. 
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3. Niederspannungsfreileitungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. 

III. HINWEISE 

1. Denkmalpflege und Bodenfunde 
Das Plangebiet liegt im Bereich des Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG „Frühmittelalterli-
ches bzw. spätmittelalterliches/frühneuzeitliches Gräberfeld“ (44). 1921 wurden beim Bau 
der Gebäude Charlottenstraße 32 und 33 zwei Körperbestattungen entdeckt. Die O-W 
orientierten Gräber waren ca. 70 cm in den Boden eingetieft und mit je einer Muschel-
kalkplatte abgedeckt. Es kann eine spätmittelalterlich/frühneuzeitliche, möglicherweise 
auch merowingerzeitliche Datierung angenommen werden. In dem betreffenden Bereich 
ist mit weiteren Grabfunden sowie archäologischem Fundmaterial zu rechnen. 

 
Bei Bodeneingriffen ist in dem betreffenden Areal vor allem in den bislang unbebauten 
bzw. nicht tiefgreifend gestörten Bereichen mit der Existenz archäologischer Zeugnisse 
zu rechnen, die Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG darstellen. An der Erhaltung von Kul-
turdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Zum Schutz vor deren un-
beobachteter Zerstörung bedürfen Bodeneingriffe gemäß §§ 8 und 15 DSchG einer 
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung. Kann der Erhalt von Kulturdenkmalen im Rah-
men einer Abwägung konkurrierender Belange nicht erreicht werden, können archäolo-
gische (Vor-)Untersuchungen notwendig werden. 

Bei Neubau- und Neugestaltungsvorhaben mit Bodeneingriffen innerhalb des kartierten 
Bereichs und seines direkten Umfelds ist eine weitere Beteiligung der Archäologischen 
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Denkmalpflege erforderlich. Im Einzelfall kann eine abschließende Stellungnahme aller-
dings erst anhand ergänzender Materialien erfolgen, aus denen neben den relevanten 
Daten zum Planvorhaben die vorhandenen Störungsflächen und archäologischen Fehl-
stellen (Kelleranlagen, Kanal- und Leitungstrassen etc.) ersichtlich werden.  

Geplante Maßnahmen sollten deshalb frühzeitig zur Abstimmung bei der Archäologi-
schen Denkmalpflege eingereicht werden, damit Planungssicherheit erreicht und Warte-
zeiten durch archäologische Untersuchungen vermieden oder minimiert werden können. 
Nach Prüfung dieser Unterlagen werden ggf. baubegleitende Untersuchungen, bauvor-
greifende Sondagen und/oder archäologische Rettungsgrabungen zur Vor-untersu-
chung bzw. sachgerechten Bergung archäologischer Relikte notwendig. Es wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass eine Bergung und Dokumentation archäologischer 
Kulturdenkmale einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen kann und durch den Pla-
nungsträger/Investor als Veranlasser im Rahmen des Zumutbaren zu finanzieren ist.  

Im Übrigen wird auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG verwie-
sen. 

Sollten bei der Durchführung der vorgesehenen Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gem. § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-
hörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metall-
teile, Keramikreste, Knochen etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
auffällige Erdverfärbungen etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktags nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit 
einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologi-
scher Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Aus-
führende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

2. Altlasten 
Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Stadt und das Landratsamt sind umgehend über Art und 
Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen. 

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der 
zuständige Abfallentsorger Auskunft. 

3. Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen. 
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Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und 
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB). 

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 
BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-
resten max. 1,5 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,5 m, Schutz vor 
Vernässung und Staunässe etc.). 

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-
heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Boden-
verdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 

4. Grundwasserfreilegung 
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. 

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere 
Wasserbehörde ist zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG). 

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. 

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer 
ist unzulässig. 

5. Baugrunduntersuchung 
Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchung können dem Ingenieurgeologisches Gutach-
ten in der Anlage entnommen werden. 

6. Baufeldräumung und Gehölzrodung 
Die Vegetation der zu bebauenden Flächen und der Flächen der Erschließung sind im 
Vorfeld von Baumaßnahmen in der Zeit von Oktober bis Februar komplett zu räumen 
und anschließend regelmäßig zu mähen, um Bodenbruten zu verhindern. 

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen. 

7. Vogelschutzglas 
Zur Entschärfung von absehbaren Konflikten in Bezug auf Vogelschlag, z.B. beim Einbau 
von Glas in Ecksituationen oder aufgrund des Einbaus stark spiegelnder Gläser, sind die 




